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I. Amtlicher Teil 

Bildung 

Erste Verwaltungsvorschriften zur Änderung 
der VV-Arbeitszeit-Lehrkräfte 

Vom 7. August 2015
 
Gz.: 13.4-30000
 

Aufgrund des § 16 Absätze 2, 3 und 4 der Arbeitszeitverord­
nung vom 16. September 2009 (GVBl. II Nr. 30), von dem die 
Absätze 2 und 4 durch Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a der 
Ersten Verordnung zur Änderung der Arbeitszeitverordnung 
vom 14. Juli 2014 (GVBl. II Nr. 46) geändert worden sind, be­
stimmt der Minister für Bildung, Jugend und Sport: 

1 - Änderung der VV-Arbeitszeit-Lehrkräfte 

Die Verwaltungsvorschriften zur Arbeitszeit der Lehrkräfte vom 
14. August 2014 (ABl. MBJS S. 170 ff.) werden wie folgt ge­
ändert: 

1. 	 Nummer 5 wird wie folgt geändert: 

a) 	 Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) 	 Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Zur Sicherung der engen Zusammenarbeit mit 
dem Klinikpersonal sowie zur notwendigen Abstim­
mung mit den Erziehungsberechtigten und der Stamm-
schule gilt für Lehrkräfte, die mit voller Pflichtstunden­
zahl im Klinikunterricht nach den VV-Kranke Schüler 
eingesetzt sind, inklusive ihrer Unterrichtsverpflich­
tung eine wöchentliche Präsenzzeit von 33 Zeitstun­
den. Für mit einem Teil ihrer Arbeitszeit im Klinik­
unterricht tätige Lehrkräfte gilt die Präsenzverpflich­
tung anteilig. Die Lehrkräfte im Klinikunterricht kön­
nen auch in den Schulferien im Umfang von bis zu 
zwei Wochen zur Erteilung von Unterricht eingesetzt 
werden; die Regelungen des Abschnittes 5 finden An­
wendung.“ 

2. 	 In Nummer 9 Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Gleiches gilt für Lehrkräfte ab dem Schulhalbjahr, das auf 
die Vollendung ihres 60. Lebensjahres folgt.“  

3. 	 Nach Nummer 10 wird die folgende Nummer 10a einge­
fügt: 

„10a - Unterrichtsstundenkonten 

(1) Die durchschnittliche Unterrichtsverpflichtung (mess­
bare Arbeitszeit) der Lehrkräfte kann im Rahmen von Band­
breiten geplant werden. Eine Überschreitung (Plusstunden) 

ist um bis zu vier Unterrichtsstunden möglich. Eine weitere 
Überschreitung ist nur bis zum Erreichen von 32 Unter­
richtsstunden, inklusive etwaiger Mehrarbeitsstunden, in 
der Woche zulässig (zugelassene Höchstarbeitszeit). Eine 
Unterschreitung (Minusstunden) von der Unterrichtsver­
pflichtung ist im Rahmen der Bandbreite nur im Umfang 
von vier Unterrichtsstunden zulässig. 

(2) Für die abweichende Verteilung des Unterrichtseinsat­
zes und dessen Ausgleich ist ein Nachweis (Unterrichts­
stundenkonto) zu führen. Der Ausgleich ist spätestens bis 
zum Ende des folgenden Schuljahres herbeizuführen; Bruch­
teile einer Unterrichtsstunde sind am Ende dieses Zeit­
raums nicht auszugleichen. 

(3) Die abweichende Verteilung der Unterrichtsverpflich­
tung bedarf der schriftlichen Zustimmung der Lehrkraft. 
Das Zustimmungserfordernis gilt nicht für Lehrkräfte, bei 
denen sich aufgrund ihrer Teilzeitquote gebrochene Pflicht­
stundenzahlen ergeben oder soweit die Abweichung zur 
Bildung von Unterrichtsblöcken erfolgt und in diesen Fäl­
len der Ausgleich innerhalb desselben Schuljahres reali­
siert wird. Abweichend von Absatz 1 Satz 4 ist mit Zustim­
mung der Lehrkräfte bei Bildung von Unterrichtsblöcken 
auch eine Unterschreitung von maximal sieben Unter­
richtsstunden möglich. 

(4) Soweit der Ausgleich der Unterrichtsstunden nicht 
innerhalb des Schuljahres erfolgt, darf der der Schule zuge­
wiesene Stellenrahmen nicht um mehr als 1 % überschrit­
ten werden. 

(5) Die Anzahl der Schulwochen je Schulhalbjahr wird ­
abhängig von der Lage der Ferien - gesondert festgestellt, 
wobei Wochen mit mindestens drei Unterrichtstagen als 
Unterrichtswoche gezählt werden.“ 

4. 	 In Nummer 11 werden die folgenden Absätze 4 bis 8 ange­
fügt: 

„(4) Auf langfristigen Arbeitszeitkonten können Lehrkräfte 
auf Antrag die nachfolgenden Zeiten oder in Zeit umge­
wandelte Entgelttatbestände (Einbringungstatbestände) für 
eine spätere vollständige oder teilweise Freistellung anspa­
ren, soweit dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Die 
Höchstdauer der Ansparphase ist auf zwölf Jahre und die 
Höchstdauer der Freistellungsphase ist auf zwei Jahre be­
grenzt ist. Die Einbringungstatbestände sind: 

a) 	 max. 50 % der wöchentlichen Unterrichtsverpflichtung 
nach § 44 Nr. 2 TV-L in Verbindung mit der Anlage zu 
§ 16 Absatz 2 Satz 1 AZV, 

b) 	die Mehrarbeit, wenn im Rahmen der einschlägigen 
Bestimmungen die Voraussetzungen für eine Vergütung 
der Mehrarbeit vorliegen, 

c) 	die für mindestens Schulhalbjahr freiwillig und mit 
dem Ziel, sie in das Langzeitkonto einzubringen, über 
die gesetzliche Unterrichtsverpflichtung hinaus gelei­
steten maximal zwei Unterrichtsstunden je Woche, 

d) 	 die Jahressonderzahlung nach § 20 TV-L, 
e) 	 der Strukturausgleich nach § 12 TVÜ-Länder, soweit 

und solange ein tariflicher Anspruch darauf besteht. 
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(5) Der erstmalige Antrag der Lehrkraft auf Einrichtung ei­
nes langfristigen Arbeitszeitkontos soll spätestens vier Mo­
nate, Änderungsanträge sollen spätestens zwei Monate vor 
dem vorgesehenen Beginn unter Benennung der Einbrin­
gungstatbestände nach Absatz 4 bei der oder dem Dienst­
vorgesetzten gestellt werden. 

(6) Für Zeiträume in denen Beschäftigte keinen Anspruch 
auf Entgelt oder Entgeltfortzahlung haben, erfolgt keine 
Ansparung auf dem langfristigen Arbeitszeitkonto. 

(7) Aus schulorganisatorischen Gründen soll eine vollstän­
dige oder teilweise Freistellung mindestens ein Schulhalb­
jahr betragen und mindestens vier Monate vor deren ge­
planten Beginn beantragt werden. Das langfristige Arbeits­
zeitkonto muss mindestens ein für die Freistellung erfor­
derliches Guthaben ausweisen. Zur Freistellung einer voll­
beschäftigten Lehrkraft ergibt sich das erforderliche Gut­
haben aus dem Produkt 

a) der maßgeblichen Pflichtstundenzahl nach der Arbeits­
zeitverordnung zum Zeitpunkt der Freistellung [P], 


b) der Zahl 4,348 für die Umrechnung der wöchentlichen
 
Arbeitszeit auf einen Kalendermonat, 

c) der Anzahl der Schulhalbjahre (1 bis maximal 4) [S] und 
d) der Zahl 6 für die Anzahl der Kalendermonate je Schul­

halbjahr (erforderliches Guthaben = P*4,348*S*6). 

Für die Freistellung von teilzeitbeschäftigten Lehrkräften 
vermindert sich das erforderliche Guthaben entsprechend 
der Teilzeitquote. Der Beschäftigungsumfang in den letzten 
zwölf Monaten der Ansparphase muss dabei der Höhe der 
Entnahme in der Freistellungsphase entsprechen.  

(8) Im Übrigen gelten die sozialversicherungsrechtlichen 
Regelungen des Landes zu Langzeitkonten, insbesondere 
das Rundschreiben des Ministeriums des Innern vom 
30.10.2014 zum Aktenzeichen 37-714-12 (Rundschreiben 
zum Pilotprojekt zur Einführung von Langzeitkonten und 
die dazu erlassenen Durchführungshinweise)“ 

2 - Inkrafttreten 

Diese Verwaltungsvorschriften treten mit Wirkung vom 1. Au­
gust 2015 in Kraft. 

Potsdam, den 7. August 2015 

Der Minister für
 
Bildung, Jugend und Sport
 

Günter Baaske
 

Richtlinien zur Gewährung von Zuwendungen 
an Berufsschülerinnen und Berufsschüler zu den 

Kosten für Unterkunft und Verpflegung bei 
notwendiger auswärtiger Unterkunft 

(RL-Unterkunft-Verpflegung - RL-UV) 

Vom 10. August 2015
 
Gz.: 34.11-51511
 

Auf Grund des § 115 Satz 2 und 3 des Brandenburgischen 
Schulgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Au­
gust 2002 (GVBl. I S. 78) bestimmt der Minister für Bildung, 
Jugend und Sport: 

Inhaltsübersicht: 

1 - Zuwendungszweck und Rechtsgrundlage 
2 - Zuwendungsempfänger 
3 - Zuwendungsvoraussetzungen 
4 - Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
5 - Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
6 - Verfahren 
7 - Geltungsdauer 

Anlage 1 - Antragsformular 
Anlage 2 - Merkblatt 

1 - Zuwendungszweck und Rechtsgrundlage 

Das Land Brandenburg gewährt Zuwendungen an Berufsschü­
lerinnen und Berufsschüler in einem Ausbildungsverhältnis nach 
Maßgabe dieser Richtlinien und der Verwaltungsvorschriften zu 
§ 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) des Landes Branden­
burg zu den Kosten für Unterkunft und Verpflegung bei not­
wendiger auswärtiger Unterkunft zum Besuch der zuständigen 
Berufsschule. 

2 - Zuwendungsempfänger 

(1) Zuwendungsempfänger sind die Schulverwaltungsämter 
bzw. der Bürgerservice der Landkreise oder der kreisfreien 
Städte als Erstempfänger, die die Zuwendungen insbesondere 
gemäß Nummer 12 der VVG zu § 44 LHO an die Letztempfän­
ger weiterleiten. 

(2) Letztempfänger sind Berufsschülerinnen und Berufsschüler 
bzw. Auszubildende mit Ausbildungsvertrag in einem aner­
kannten Ausbildungsberuf gemäß Berufsbildungsgesetz oder 
Handwerksordnung, die im Land Brandenburg gemäß § 39 Ab­
satz 2 des Brandenburgischen Schulgesetzes (BbgSchulG) be­
rufsschulpflichtig oder gemäß § 39 Absatz 4 Satz 1 BbgSchulG 
berufsschulberechtigt sind und beim Besuch der auswärtigen 
zuständigen Berufsschule auf Unterkunft während der schuli­
schen Ausbildung am Schulort angewiesen sind, da ihnen die 
täglichen Fahrtzeiten zwischen Wohnung oder dem Ort ihres 
ständigen Aufenthaltes und dem Schulort nicht zugemutet wer­
den können. 
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3 - Zuwendungsvoraussetzungen 

(1) Berufsschülerinnen und Berufsschülern können Zuschüsse 
für die beim Besuch einer zuständigen auswärtigen Berufs­
schule entstehenden Kosten erhalten, wenn ein Antrag auf 
Gewährung von Zuschüssen an den gemäß § 100 Absatz 3 
BbgSchulG zuständigen Schulträger, in dessen Gebiet sich die 
im Ausbildungsvertrag genannte Ausbildungsstätte befindet, 
gestellt wird. Die Bewilligungsvoraussetzungen sind bei der 
Antragstellung nachzuweisen. 

(2) Zuschüsse für die Kosten der Unterkunft und Verpflegung 
am Schulort können Berufsschülerinnen und Berufsschülern ge­
währt werden, wenn die zuständige Berufsschule grundsätzlich 
innerhalb des Landes Brandenburg oder in einem anderen Land 
der Bundesrepublik Deutschland besucht wird und aufgrund der 
Entfernung von der Wohnung oder dem Ort des ständigen Auf­
enthaltes die tägliche Fahrt zur Schule nicht zugemutet werden 
kann und deshalb eine auswärtige Unterkunft notwendig ist. 

(3) Die tägliche An- und Rückfahrt von der Wohnung zur 
Schule ist in der Regel dann zumutbar, wenn die Fahrtzeit ein­
schließlich Weg- und Wartezeiten bei Benutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel insgesamt drei Stunden nicht überschreitet. Die 
besonderen Belange von Menschen mit Behinderung sind an­
gemessen zu berücksichtigen, wenn die Fahrtzeit die drei Stun­
den unterschreitet und aufgrund der Art der Behinderung die 
tägliche Fahrt besonders beschwerlich erscheint. 

4 - Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

(1) Zuwendungsart: Projektförderung 

(2) Finanzierungsart: Anteilfinanzierung 

(3) Form der Zuwendung: Zuschuss/Zuweisung 

(4) Bemessungsgrundlage für die Zuschüsse sind die nachge­
wiesenen Kosten für Unterkunft und Verpflegung. 

(5) Der Zuschuss beträgt 50 v.H. der nachgewiesenen Gesamt­
kosten für Unterkunft und Verpflegung. Der Zuschuss beträgt 
jedoch höchstens 10,00 € pro Tag. 

(6) Die Unterkunft erfolgt in der Regel in einem Wohnheim. Ist 
dies nicht möglich, können auch die Aufwendungen bei priva­
ter Unterkunft bezuschusst werden. 

(7) Kann die Berufsschülerin oder der Berufsschüler an der 
Gemeinschaftsverpflegung während der Unterkunft im Wohn­
heim nicht teilnehmen und/oder die Verpflegungskosten nicht 
nachweisen, so ist von einem Richtwert von 7,50 € täglich als 
Gesamtkosten für Verpflegung im Rahmen einer Selbstverpfle­
gung auszugehen. 

5 - Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

(1) Der Zuschuss wird für die Dauer der auswärtigen Unter­
kunft während der schulischen Ausbildung gewährt. 

(2) Unterrichtsfreie Tage, Sonn- und Feiertage, die zwischen 
Unterrichtstagen liegen, sind bezuschussungsfähig einschließ­
lich nicht abzuweisender Verpflegungskosten, wenn die Berufs­
schülerin oder der Berufsschüler auf auswärtige Unterkunft an­
gewiesen ist und darüber einen Nachweis erbringt. 

(3) Der An- und Abreisetag wird für die Verpflegungsaufwen­
dungen als jeweils ein halber Tag angerechnet. 

(4) Muss der auswärtige Berufsschulbesuch ohne Verschulden 
der Berufsschülerin oder des Berufsschülers unterbrochen wer­
den, z. B. wegen Krankheit und müssen die Unterkunftskosten 
nachweislich weitergezahlt werden, wird der Zuschuss für die­
se Zeit, jedoch höchstens bis zum Ende des laufenden Unter­
richtsblockes, weiter gewährt. 

(5) Der Zuschuss wird nicht gewährt für Zeiten, in denen die 
Berufsschülerin oder der Berufsschüler unentschuldigt dem 
Unterricht ferngeblieben ist. 

(6) In begründeten Ausnahmefällen, insbesondere bei sozialen 
Härten, kann eine Abschlagszahlung erfolgen. 

(7) Die Auszahlung des Zuschusses kann auch an Dritte erfol­
gen, sofern von den Berufsschülerinnen und Berufsschülern, 
bei Minderjährigen deren Eltern, eine Abtretungserklärung 
dem Antrag beigefügt wird. Die Abtretung an Dritte kann nur 
im vollen Umfang erfolgen. 

6 - Verfahren 

6.1 - Antragsverfahren 

(1) Berufsschülerinnen und Berufsschüler oder für Minderjäh­
rige deren Eltern (Letztempfänger) sollen während des ersten 
Ausbildungshalbjahres die voraussichtlichen Kosten für die 
Dauer der Ausbildung beim Schulverwaltungsamt bzw. Bür­
gerservice des Landkreises oder der kreisfreien Stadt, in dessen 
oder deren Gebiet die Ausbildungsstätte liegt, anzeigen. 

(2) Die Zuschüsse werden jeweils für ein Schulhalbjahr ge­
währt. Die Anträge gemäß der Anlage 1 sind nach Ablauf eines 
Schulhalbjahres jeweils spätestens bis zum 1. April oder 1. Ok­
tober bei dem gemäß Absatz 1 zuständigen Schulverwaltungs­
amt bzw. Bürgerservice einzureichen. Die Termine sind Aus­
schlussfristen. 

(3) Der Antrag kann sowohl in Papierform als auch in Form der 
elektronischen Datenübertragung über das ELANZUVER-For­
mular (Verfahren) eingereicht werden. Bei einer elektronischen 
Datenübertragung sind die in Pkt. 4 beschriebenen Belege 
innerhalb von zwei Wochen in Papierform nachzureichen. 

(4) Dem Antrag auf Gewährung von Zuschüssen sind ein 
Nachweis über die Teilnahme am Unterricht, der Turnusplan 
der Berufsschule, die Original-Belege für die Kosten der Un­
terkunft und Verpflegung und eine Kopie des Ausbildungsver­
trages beizulegen. Bei Folgeanträgen ist eine Kopie des Ausbil­
dungsvertrages nur dann beizulegen, wenn Änderungen gegen­
über dem Erstantrag eingetreten sind. 
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(5) Anträge auf Bewilligung des Zuschusses für das vorange­
gangene Schulhalbjahr sind durch das Schulverwaltungsamt 
bzw. dem Bürgerservice unter Angabe der voraussichtlichen 
Höhe der Mittel vom Erstempfänger spätestens bis zum 1. Feb­
ruar oder 1. August des Jahres beim Ministerium für Bildung, 
Jugend und Sport einzureichen. Der Mittelbedarf ist anhand 
des IST-Standes des vorhergehenden Bewilligungszeitraumes 
und der bereits vorliegenden Anträge zu ermitteln. 

6.2 - Bewilligungsverfahren 

(1) Die Bewilligung der Zuwendung an die Erstempfänger er­
folgt durch das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport. 

(2) Die Weitergabe der Zuwendung an die Letztempfänger er­
folgt durch gesonderte Bewilligungen durch die Erstempfän­
ger. Sie entscheiden nach pflichtgemäßem Ermessen. 

(3) Der Erstempfänger entsprechend Absatz 2 gewährleistet 
den Nachweis der Bewilligung an die Letztempfänger durch ei­
nen Prüfungs- und Berechnungsbogen. 

(4) Rücknahme oder Widerruf der Bewilligungen richten sich 
nach §§ 48, 49 und 49 a des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(des Bundes) in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Verwaltungsverfah­
rensgesetz für das Land Brandenburg. 

6.3 - Auszahlungsverfahren 

(1) Die Auszahlung an die Erstempfänger erfolgt nach Zah­
lungsanforderung für zwei Monate im Voraus unbar auf das an­
gegebene Konto. 

(2) Die Auszahlung durch die Erstempfänger an die Letztemp­
fänger erfolgt nach Zuwendung durch das Land unbar auf das 
angegebene Konto. 

6.4 - Verwendungsnachweisverfahren 

(1) Der Erstempfänger legt gegenüber dem Ministerium für 
Bildung, Jugend und Sport jeweils nach Durchführung der 

Maßnahme, spätestens jedoch innerhalb von drei Monaten nach 
Abschluss des Bewilligungszeitraumes, einen Verwendungs­
nachweis vor. Dem zahlenmäßigen Nachweis ist eine Übersicht 
zu den ausgereichten Mitteln an die jeweiligen Letztempfänger 
unter Angabe der für Unterkunft und/oder Verpflegung geneh­
migten Anzahl von Tagen beizufügen. Der Erstempfänger der 
Zuwendung hat zu bescheinigen, dass die gewährte Zuwen­
dung zweckentsprechend, wirtschaftlich und sparsam verwen­
det wurde. Nicht verwendete Mittel sind zurückzuführen. Die 
nähere Ausgestaltung des Nachweisverfahrens im Zuwendungs­
bescheid bleibt unberührt. 

(2) Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu­
wendungen sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver­
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des 
Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten 
Zuwendung gelten die VV/VVG zu § 44 der LHO und die 
§§ 48, 49 und 49a des Verwaltungsverfahrensgesetzes (des 
Bundes) in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Verwaltungsverfahrens­
gesetz für das Land Brandenburg soweit nicht in diesen Förder­
richtlinien Änderungen zugelassen sind. 

7 - Geltungsdauer 

Diese Richtlinien treten mit Wirkung vom 1. August 2015 in 
Kraft. Sie treten am 31. Juli 2017 außer Kraft. 

Potsdam, den 10. August 2015 

Der Minister 

für Bildung, Jugend und Sport
 

Günter Baaske
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Anlage 2 

Merkblatt 

für Berufsschülerinnen und Berufsschüler zum Ausfüllen des 
Antrages auf Gewährung von Zuwendungen zu den Kosten für 
Unterkunft und Verpflegung bei notwendiger auswärtiger Un­
terbringung während des Besuches der Berufsschule 

WER? 

Antragsberechtigt sind berufsschulpflichtige oder berufsschul­
berechtigte Berufsschülerinnen und Berufsschüler, oder wenn 
sie noch nicht volljährig sind, deren Eltern bzw. Personensorge­
berechtigten, 

•	 die im Land Brandenburg in einem anerkannten Ausbil­
dungsberuf gemäß Berufsbildungsgesetz oder Handwerks­
ordnung einen Ausbildungsvertrag abgeschlossen haben 

und 

• 	 deren Zeitaufwand für die tägliche Hin- und Rückfahrt zwi­
schen Wohnort und Berufsschule, einschließlich der Weg-, 
Warte- und Übergangszeiten, drei Stunden überschreiten 
würde. Die Minuten sind auf volle fünf Minuten aufzurun­
den. Beispiel: 3h 6 min → 3 h 10 min 

WIE? 

Auf dem beiliegenden Antragsformular lassen Sie sich durch 
das Oberstufenzentrum/die Berufsschule den Zeitraum und die 
Anzahl der Tage, an denen Sie am Berufsschulunterricht teilge­
nommen haben, bestätigen. 

Dem Antrag legen Sie die Originalbelege/Originalrechnun­
gen (Anzahl der Übernachtungen muss ersichtlich sein) und 
den Zahlungsnachweis (Kontoauszug oder Quittung über Bar­
zahlung) zu den Kosten, die Ihnen für die Unterkunft und Ver­
pflegung entstanden sind bei und tragen die Beträge unter 
Punkt 4 des Antragsformulares ein. Erfolgt im Wohnheim kei­
ne Verpflegung, so wird von einem Richtwert von 7,50 € pro 
Tag für Verpflegung ausgegangen. 

Bei einem Erstantrag ist immer eine Kopie des Ausbildungs­
vertrages beizufügen. 

WANN und WO? 

Zu Beginn des 1. Ausbildungsjahres stellen Sie für die Planung 
und Registrierung bei dem Schulverwaltungsamt bzw. Bürger­
service des Landkreises oder der kreisfreien Stadt, in dessen 
Gebiet sich Ihre Ausbildungsstätte befindet, einen formlosen 
Antrag unter Angabe der Ausbildungsdauer und der voraus­
sichtlich entstehenden Kosten. 

Mit dem Antragsformular beantragen Sie die Zuschüsse 

-	 spätestens bis zum 1. April des Jahres für das vorangegan­
gene gesamte 1. Schulhalbjahr und 

-	 spätestens bis zum 1. Oktober des Jahres für vorangegan­
gene gesamte 2. Schulhalbjahr 

beim vorgenannten Schulverwaltungsamt bzw. Bürgerservice. 

Die genannten Antragsfristen sind Ausschlussfristen. Ihr 
Antrag muss mit allen erforderlichen Nachweisen bis zum 
Ablauf dieser Fristen eingegangen sein, ansonsten verlieren 
Sie den Anspruch auf Zuschuss für den jeweiligen Abrech­
nungszeitraum. 

WIE VIEL? 

Der Zuschuss beträgt 50 % der je Aufenthaltstag nachgewiese­
nen Unterkunfts- und Verpflegungskosten, jedoch höchstens 
10,00 € pro Tag. Der An- und Abreisetag wird für die Selbst­
verpflegungspauschale jeweils als ein halber Aufenthaltstag 
gerechnet. 

Ihr Antrag kann nur bearbeitet werden, wenn der Antrag 
vollständig ausgefüllt ist und alle erforderlichen Unterlagen 
vorliegen! Das sind unter anderem: 

•	 der vollständige Name und die Anschrift des Ausbildungs­
betriebes sowie des Ausbildungsberufes 

•	 Ihre IBAN und BIC einschließlich des Namens des Kredit­
institutes angegeben sind. 

Unvollständige Anträge werden unbearbeitet zurück ge­
schickt! 

Anschriften der Schulverwaltungsämter/des Bürgerservice: 

Landkreis Barnim 
Schulverwaltungsamt 
Am Markt 1 
16225 Eberswalde 

Stadtverwaltung Cottbus 
Schulverwaltungsamt 
Karl-Marx-Straße 67 
03050 Cottbus 

Landkreis Elbe-Elster 
Bürgerservice 
Grochwitzer Straße 20 
04916 Herzberg/Elster 

Landkreis Havelland 
Schulverwaltungsamt 
Platz der Freiheit 1 
14712 Rathenow 

Landkreis Oberhavel 
Schulverwaltungsamt 
Adolf-Dechert-Straße 1 
16515 Oranienburg 
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Landkreis Oder-Spree Landkreis Uckermark 
Schulverwaltungsamt Schulverwaltungsamt 
Breitscheidstraße 7 Karl–Marx-Straße 1 
15841 Beeskow 17291 Prenzlau 

Stadtverwaltung Potsdam 
Schulverwaltungsamt 
Hegelallee 6 - 8, Haus 10 
14461 Potsdam 

Kinder und Jugend 
Landkreis Prignitz 
Schulverwaltungsamt 
Berliner Straße 49 Richtlinie 
19348 Perleberg des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport 

des Landes Brandenburg 
Landkreis Teltow-Fläming 
Schulverwaltungsamt zur Umsetzung des Investitionsprogramms 
Am Nuthefließ 2 „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2015 - 2018 
14943 Luckenwalde im Land Brandenburg 

(U3-Zusatzausbau-Richtlinie 2015 - 2018) 
Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel 
Schulverwaltungsamt Vom 5. März 2015 
Friedrich-Franz-Straße 19 Gz.: 22.4-74211 
14770 Brandenburg a.d.Havel 

Landkreis Dahme-Spreewald 1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 
Schulverwaltungsamt 
Beethovenweg 14 1.1 Das Land Brandenburg gewährt nach Maßgabe dieser 
15907 Lübben Richtlinie und der Verwaltungsvorschriften zu § 44 

der Landeshaushaltsordnung (LHO) zur Umsetzung des 
Stadtverwaltung Frankfurt (Oder) Investitionsprogramms „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 
Schulverwaltungsamt 2015 - 2018 des Bundes auf der Grundlage des Gesetzes 
Goepelstraße 38 über Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau der Tagesbe­
15230 Frankfurt (Oder) treuung für Kinder vom 10. Dezember 2008 (BGBl. I 

S. 2403, 2407), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Landkreis Märkisch-Oderland weiteren Entlastung von Ländern und Kommunen ab 
Schulverwaltungsamt 2015 und zum quantitativen und qualitativen Ausbau der 
Puschkinplatz 12 Kindertagesbetreuung sowie zur Änderung des Lasten­
15306 Seelow ausgleichsgesetzes vom 22. Dezember 2014 (BGBl. I 

S. 2411) Zuwendungen zu den Kosten für notwendige 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz Investitionen zur Schaffung von zusätzlichen Betreu-
Schulverwaltungsamt ungsplätzen in Kindertageseinrichtungen und Kinderta-
Dubinaweg 1 gespflege für Kinder bis zum vollendeten dritten Le­
01968 Senftenberg bensjahr. Die Zuwendungen des Landes werden in Form 

von Zuweisungen oder Zuschüssen gewährt. 
Landkreis Ostprignitz-Ruppin 
Schulverwaltungsamt 1.2 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zu-
Virchowstraße 14-16 wendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Bewil­
16802 Neuruppin ligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermes­

sens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel unter 
Landkreis Spree-Neiße Berücksichtigung des als Anlage 1 beigefügten Orientie-
Schulverwaltungsamt rungsrahmens. 
Heinrich-Heine-Straße 1 
03149 Forst (Lausitz) 

2. Gegenstand der Förderung 
Landkreis Potsdam-Mittelmark 
Schulverwaltungsamt 2.1 Zuwendungen können gewährt werden für Investitionen 
Niemöllerstraße 1 zur Schaffung zusätzlicher Plätze, die der Kindertages­
14806 Bad Belzig betreuung von Kindern bis zum vollendeten dritten Le­

bensjahr dienen. Zusätzliche Plätze sind solche, die ent­
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weder neu entstehen oder solche ersetzen, die ohne Er­
haltungsmaßnahmen wegfallen. Investitionen in alters­
gemischten Gruppen bzw. altersgruppenübergreifenden 
Einrichtungen können entsprechend dem Anteil der för­
derungsfähigen Plätze gefördert werden. 

2.2	 Gefördert werden Investitionsvorhaben, die der Schaf­
fung zusätzlicher Betreuungsplätze dienen und die ab 
dem 1. April 2014 begonnen wurden. Als Beginn gilt der 
Abschluss eines der Umsetzung des Vorhabens dienen­
den rechtsverbindlichen Leistungs- und Lieferungsver­
trages. 

2.3	 Die Investitionen sind bis zum 31. Dezember 2017 abzu­
schließen. 

2.4	 Bei Vorhaben, die in selbstständige Abschnitte eines lau­
fenden Vorhabens aufgeteilt werden können, ist eine För­
derung des selbstständigen Abschnittes auch möglich, 
wenn allein für diesen Abschnitt die Förderkriterien er­
füllt sind. Bei Kindertagesstätten werden vorrangig sol­
che Investitionen gefördert, die der Beseitigung von be­
fristeten Ausnahmen in der Betriebserlaubnis hinsicht­
lich der Mindestspielflächen der betreuten Kinder die­
nen. 

3.	 Zuwendungsempfänger 

3.1	 Anträge können unter den nachfolgend genannten Vor­
aussetzungen gestellt werden von 

- den Trägern von Einrichtungen und anderen Ange­
boten der Kindertagesbetreuung mit Ausnahme der 
Kindertagespflege (zur Förderung von Investitionen 
in Kindertagespflege siehe Ziffern 5.4.6 und 7.1.6), 

- den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe, 
- den Gemeinden und Ämtern, soweit sie sich gegen­

über ihrem Landkreis zur Gewährleistung der Kin­
dertagesbetreuung verpflichtet haben, 

- den Gemeinden, die einem freien Träger einer Kin­
dertagesstätte Grundstück und Gebäude zur Verfü­
gung stellen, 

- anderen Eigentümern, die einem Träger einer Kin­
dertagesstätte Grundstück und Gebäude zur Verfü­
gung stellen. 

3.2	 Antragsberechtigt sind Träger von Einrichtungen und 
Angeboten der Kindertagesbetreuung (Gemeinden, Äm­
ter, kreisfreie Städte sowie freie und gewerbliche Trä­
ger), soweit sie Eigentümer des Grundstücks sind, sowie 
bei Förderungen von Tagespflegeangeboten die örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe als Zwischen- oder 
Letztempfänger. Träger von Einrichtungen und Angebo­
ten, die nicht Eigentümer des Grundstücks sind, sind an­
tragsberechtigt, wenn sichergestellt ist, dass die in dieser 
Richtlinie festgelegten Zuwendungsvoraussetzungen und 
Zuwendungsbestimmungen auch vom Eigentümer des 
Grundstücks eingehalten werden. Gemeinden, die einem 
freien Träger einer Kindertagesstätte gemäß § 16 Abs. 3 
KitaG Grundstück und Gebäude zur Verfügung stellen, 

sind antragsberechtigt, wenn der Antrag mit dem freien 
Träger abgestimmt ist. Andere Eigentümer, die einem 
Träger einer Kindertagesstätte Grundstück und Gebäude 
zur Verfügung stellen (vermieten, verpachten), sind an­
tragsberechtigt, wenn der Antrag mit dem Träger der 
Kindertagesstätte und der Gemeinde abgestimmt und der 
Betrieb der Kindertagesstätte für die Dauer der Zweck­
bindung gesichert ist. 

4.	 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1	 Die geltenden haushaltsrechtlichen Bestimmungen müs­
sen erfüllt sein. 

4.2	 Investive Maßnahmen können im Rahmen der zuwen­
dungsfähigen Gesamtausgaben nach Nummer 2 dieser 
Richtlinie gefördert werden, wenn sichergestellt ist, dass 
die Investitionen mindestens für die Dauer der Zweck­
bindungsfristen gemäß Nr. 6.1 der Kindertagesbetreuung 
dienen. Einrichtungen der Kindertagesbetreuung müssen 
mindestens auch für die Betreuung von Kindern unter 
drei Jahren im Bedarfsplan des örtlichen Trägers der öf­
fentlichen Jugendhilfe als erforderlich im Sinne des § 12 
Abs. 3 Satz 2 KitaG enthalten sein. Ist der Antragsteller 
nicht Eigentümer des Grundstücks, ist darüber hinaus 
auch die Zusicherung des Eigentümers erforderlich, das 
Grundstück für die Dauer der Zweckbindungsfrist für 
den Betrieb der Einrichtung zur Verfügung zu stellen. 

4.3	 Vorhaben, die der baurechtlichen Genehmigung bedür­
fen, können nur gefördert werden, wenn sie bauplanungs­
und bauordnungsrechtlich genehmigungsfähig sind. 

5.	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

5.1	 Zuwendungsart: Projektförderung 

5.2	 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung 

5.3	 Form der Zuwendung: Zuschuss 

5.4	 Bemessungsgrundlage: 

5.4.1 Die Höhe der Zuwendung in Form eines Zuschusses be­
trägt bis zu 90 % der zuwendungsfähigen Gesamtausga­
ben. Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
kann niedrigere Obergrenzen festlegen. Soll bei der Fest­
legung der Obergrenzen zwischen verschiedenen Trä­
gern oder Trägergruppen differenziert werden, sind die 
Kriterien aus § 74 Abs. 3 bis 5 SGB VIII sinngemäß an­
zuwenden. Als zuwendungsfähige Gesamtausgaben gel­
ten alle zur Durchführung der geförderten Maßnahme 
notwendigen und angemessenen Ausgaben. 

Der erforderliche Eigenanteil in Höhe von mindestens 
10% kann vom örtlichen Träger der öffentlichen Jugend­
hilfe, von den Ämtern oder Gemeinden, von den Trägern 
der Kindertagesbetreuung, den Tagespflegepersonen oder 
ihren Anstellungsträgern getragen werden. 
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5.4.2 Die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben ergeben sich, 
soweit keine Kostenrichtwerte festgelegt worden sind, 
aus den in den Planungsunterlagen tatsächlich nachge­
wiesenen und - soweit erforderlich - baufachlich aner­
kannten Ausgaben für die einzelnen förderfähigen Ko­
stengruppen. Als Bemessungsgrundlage für die Ermitt­
lung der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben sind die 
Kostengruppen der DIN 276 zugrunde zu legen. Die Kos­
tengruppen 100 (Grundstückskosten) und 220 (öffentli­
che Erschließung) sind nicht zuwendungsfähig. 

5.4.3 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden 
Einnahmen (insbesondere Zuwendungen, Leistungen 
Dritter, Erträge aus der zinsbringenden Geldanlage) und 
der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers sind als 
Deckungsmittel für alle mit dem Zuwendungszweck zu­
sammenhängenden Ausgaben einzusetzen. 

5.4.4 Fördermittel der Bundesagentur für Arbeit können bis zu 
10 % der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben als barer 
Eigenanteil angerechnet werden, sofern die Gesamtför­
derung aus Mitteln des Bundes einschließlich der Förde­
rung nach dieser Richtlinie 90 % der zuwendungsfähi­
gen Gesamtausgaben nicht übersteigt. Der erforderliche 
Eigenanteil von 10 % nach Nr. 5.4.1 kann nicht durch För­
dermittel der Bundesagentur für Arbeit erbracht werden. 

5.4.5 Eine Förderung nach dieser Richtlinie ist ausgeschlossen 
für Vorhaben, die aus Mitteln der Strukturfonds der Eu­
ropäischen Union oder im Rahmen der Richtlinie über 
die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von 
Investitionsmaßnahmen zur Umsetzung des Investitions­
programms „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2008 - 2013 
im Land Brandenburg (RL Kinderbetreuungsfinanzierung) 
und der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendun­
gen zur Förderung von Investitionsmaßnahmen zur Um­
setzung des Investitionsprogramms „Kinderbetreuungs­
finanzierung“ 2013 - 2014 im Land Brandenburg (U3­
Zusatzausbau-Richtlinie 2013 - 2014) bereits gefördert 
wurden. Dasselbe gilt für Investitionen, die nach anderen 
Gesetzen und Verwaltungsvereinbarungen im Wege der 
Anteilsfinanzierung nach Artikel 104b des Grundgeset­
zes durch den Bund gefördert werden. 

5.4.6 Die Zuwendung soll ohne wichtigen Grund eine Baga­
tellgrenze von 30.000 EUR nicht unterschreiten. Die Zu­
wendung an einen örtlichen Träger der öffentlichen Ju­
gendhilfe, eine Gemeinde oder ein Amt als Zwischen-
oder als Letztempfänger für Förderungen von Kinderta­
ges-pflege soll ohne wichtigen Grund die Bagatellgrenze 
von 5.000 EUR nicht unterschreiten. Für die Einhaltung 
und Prüfung der Zuwendungsbestimmungen gegenüber 
der Bewilligungsbehörde zum Zeitpunkt der Antragstel­
lung, Auszahlung und Verwendungsnachweislegung ist 
der Zwischenempfänger verantwortlich. 

Alle mit Hilfe der Zuwendung beschafften oder herge­
stellten unbeweglichen Gegen-stände sind 10 Jahre, bei 
Zuwendungen ab 250.000 EUR 15 Jahre für den Zuwen­
dungszweck gebunden. Alle beweglichen Gegenstände 
mit einem Beschaffungswert von über 410 EUR sind 
5 Jahre für den Zuwendungszweck gebunden. Die Ver­
wendung der Gegenstände innerhalb der vorgenannten 
Zeiträume für andere Zwecke bedarf der vorherigen Zu­
stimmung der Bewilligungsbehörde. Nach Ablauf der 
Fristen kann über die Gegenstände frei verfügt werden. 

6.2	 Ist der Antragsteller ein freier Träger und Grundstücksei­
gentümer oder Erbbauberechtigter, so ist er verpflichtet, 
bei einer Zuwendung von mehr als 20.000 EUR zur Si­
cherung etwaiger Rückforderungsansprüche eine dingli­
che Sicherung durch die Eintragung einer Grundschuld 
in Zuwendungshöhe an rangbereitester Stelle im Grund­
buch oder Erbbaugrundbuch nachzuweisen. Anstelle ei­
ner dinglichen Sicherung kann er eine für die Zeit der 
Zweckbindung bestehende selbstschuldnerische Bürg­
schaft einer deutschen Bank in Zuwendungshöhe bei­
bringen. 

Ist der freie Träger nicht Grundstückeigentümer oder 
Erbbauberechtigter, so hat die dingliche Sicherung durch 
den Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigten in 
Form einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit und 
einer Grundschuld zu erfolgen, sofern es sich nicht um 
eine Gebietskörperschaft handelt. Alternativ kann der 
Antragsteller eine für die Zeit der Zweckbindung beste­
hende selbstschuldnerische Bürgschaft einer deutschen 
Bank in Zuwendungshöhe beibringen. Darüber hinaus ist 
in diesen Fällen ein Miet-, Pacht- oder sonstiger Nut­
zungsvertrag mindestens über die Dauer der Zweckbin­
dung zwischen freiem Träger und Grundstückseigentü­
mer erforderlich. 

6.3	 Antragsteller, die nicht Gebietskörperschaft sind, und die 
als Eigentümer oder Erbbaube-rechtigte einem Träger ei­
ner Kindertagesstätte Grundstück und Gebäude zur Ver­
fügung stellen, sind verpflichtet, bei einer Zuwendung 
von mehr als 20.000 EUR zur Sicherung etwaiger Rück­
forderungsansprüche eine dingliche Sicherung durch die 
Eintragung einer Grundschuld in Zuwendungshöhe an 
rangbereitester Stelle im Grundbuch oder Erbbaugrund-
buch nachzuweisen. Der Grundstückseigentümer oder 
Erbbauberechtigte hat darüber hinaus die Zweckbestim­
mung durch die Eintragung einer beschränkt persön­
lichen Dienstbarkeit für die Dauer der Zweckbindung zu 
sichern. Alternativ kann der Antragsteller eine für die 
Zeit der Zweckbindung bestehende selbstschuldnerische 
Bürgschaft einer deutschen Bank in Zuwendungshöhe 
beibringen. Ein Miet-, Pacht- oder sonstiger Nutzungs­
vertrag über die Dauer der Zweckbindung ist erforder­
lich. 

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 7. Verfahren 

6.1 Im Zuwendungsbescheid ist die Dauer der Zweckbin- Die ILB ist im Bewilligungsverfahren die Bewilligungs­
dung wie folgt festzusetzen: behörde. 
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7.1 Antragsverfahren 

7.1.1 Anträge auf Gewährung einer Zuwendung können lau­
fend bei dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugend­
hilfe, in dessen Bereich das Investitionsvorhaben durch­
geführt werden soll, eingereicht werden. Bei Anträgen 
auf Zuwendungen für Investitionen in Einrichtungen im 
Sinne des § 45 SGB VIII ist eine Stellungnahme der für 
die Betreuung von Kindern im Alter unter drei Jahren 
zuständigen obersten Landesbehörde beizufügen, aus 
der hervor geht, ob mit der geplanten Maßnahme ggf. 
bestehende Auflagen der Betriebserlaubnis beseitigt wer­
den können, in jedem Fall aber, ob die Betriebserlaubnis 
hierdurch beeinträchtigt wird. Die örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe übersenden der ILB laufend die 
Anträge zusammen mit ihrem begründeten Votum. Die 
Voten sind in einer Liste zusammenzufassen, fortzu­
schreiben (Votenliste) und gemäß Nr. 7.2.1 mit dem je­
weiligen Antrag an die ILB zu übersenden. Die tragen­
den Gründe für jedes ablehnende Votum sind auszufüh­
ren. Antragsschluss (Eingang des letzten votierten Antra­
ges bei der ILB) ist der 30. September 2015. Anträge, die 
nach dem 30. September 2015 bei der ILB eingehen, 
können nach Maßgabe besonderer Weisung der die für 
die Betreuung von Kindern im Alter unter drei Jahren 
zuständigen obersten Landesbehörde berücksichtigt wer­
den. 

7.1.2 Die Mittel stehen den örtlichen Trägern der öffentlichen 
Jugendhilfe bis zum 30. September 2015 (Eingang des 
letzten Antrags bei der ILB) in der Höhe zur Verfügung, 
die in der Anlage 1 dargestellt ist (Orientierungsrah­
men). Schöpft ein örtlicher Träger der öffentlichen Ju­
gendhilfe diese Mittel nicht durch Anträge aus, die er mit 
seinem positiven Votum bis zum 30. September 2015 an 
die ILB übersandt hat, so entscheidet die für die Betreu­
ung von Kindern im Alter unter drei Jahren zuständige 
oberste Landesbehörde über die Vergabe der Restmittel 
nach pflichtgemäßem Ermessen. Dabei ist zu beachten, 
dass die letzten Bewilligungen spätestens bis zum 
30. Juni 2016 erfolgt sein müssen. Für den Fall, dass das 
Land Brandenburg an der Umverteilung nicht genutzter 
Länderkontingente partizipiert, können Bewilligungen 
bis zum 31. Dezember 2016 erteilt werden. 

7.1.3 Bei Anträgen von Gemeinden und Ämtern wird ab einer 
Zuwendungssumme von 100.000 EUR die baufachliche 
Prüfung durch die zuständige bautechnische Dienststelle 
der Gemeinde vorgenommen. Ab einer Zuwendungs­
summe von 500.000 EUR  veranlasst die Bewilligungs­
behörde die baufachliche Prüfung durch den Branden­
burgischen Landesbetrieb für Liegenschaften und Bauen 
(BLB). 

Für den Fall, dass eine bautechnische Dienststelle in Ge­
meinden nicht vorhanden ist bzw. die baufachliche Prü­
fung aus Kapazitätsgründen innerhalb des geforderten 
Zeitrahmens nicht geleistet werden kann, veranlasst die 
Bewilligungsbehörde bei Zuwendungen ab 100.000 EUR 
auf Antrag des Zuwendungsempfängers die baufachliche 
Prüfung durch den Brandenburgischen Landesbetrieb für 

Liegenschaften und Bauen (BLB). Bei freien sowie ge­
werblichen Trägern erfolgt in jedem Fall, unabhängig 
von der Höhe der Zuwendung, die baufachliche Prüfung 
durch den BLB. 

7.1.4 Öffentliche Antragsteller haben im Antragsverfahren zu 
bestätigen, dass eine die Maßnahme und ihre Finanzie­
rung berücksichtigende rechtskräftige Haushaltssatzung 
vorliegt oder die zuständige Kommunalaufsichtsbehörde 
dem Vorhaben zugestimmt hat. Freie Träger haben im 
Antragsverfahren zu bestätigen, dass ein von ihrem zu­
ständigen Gremium beschlossener oder genehmigter 
Haushalts- bzw. Wirtschaftsplan vorliegt. 

7.1.5 Eine zu fördernde Maßnahme darf erst nach Erteilung 
des Bewilligungsbescheides begonnen werden. Einem 
vorzeitigen Maßnahmebeginn kann für Vorhaben zuge­
stimmt werden, die ab dem 1. April 2014 begonnen wur­
den (siehe oben Nr. 2.2). 

7.1.6 Anträge auf Förderung von Investitionen in Angebote 
der Kindertagespflege sind an die örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe zu richten. Die örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe beantragen bei der ILB als 
Zwischen- oder Letztempfänger die notwendigen För­
dermittel. Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugend­
hilfe beziehen die Anträge, für die sie als Zwischen- oder 
Letztempfänger auftreten, in ihre Votenlisten gemäß 
Nr. 7.2.1 ein. Die Termine gemäß Nr. 7.1.1 und 7.1.2 gel­
ten entsprechend. 

7.2 Bewilligungsverfahren 

7.2.1 Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe votie­
ren nach Anhörung der kreisangehörigen Gemeinden zu 
den zu fördernden Maßnahmen und der Höhe der Förde­
rungen, listen die von ihnen zur Förderung vorgeschla­
genen Maßnahmen mit den jeweiligen Zuwendungsbe­
trägen auf (Votenliste) und leiten diese laufend mit den 
Anträgen der ILB zu. Führt ein der Höhe nach vom An­
trag abweichendes Votum zu einer Finanzierungslücke, 
so kann der Antrag nur dann an die ILB weitergeleitet 
werden, wenn der Finanzierungsplan einschließlich Nach­
weis des Eigenanteils angepasst worden ist. Kann die ge­
änderte Gesamtfinanzierung nicht dargestellt werden, ist 
die Förderung des Vorhabens nicht möglich. 

7.2.2 Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben 
bei ihrem Votum vorrangig die Beseitigung von befriste­
ten Ausnahmen hinsichtlich der Mindestspielflächen der 
betreuten Kinder zu berücksichtigen. Weiterhin sind die 
Bedarfsplanung nach § 12 Abs. 3 Satz 2 KitaG sowie das 
Ziel zu beachten, den ab dem Kindertagesstättenjahr 
2013/2014 allgemeinen Rechtsanspruch für Kinder vom 
vollendeten ersten Lebensjahr bis zum vollendeten drit­
ten Lebensjahr erfüllen zu können. Bei Anträgen auf 
Zuwendungen für Investitionen in Einrichtungen im 
Sinne des § 45 SGB VIII ist die Stellungnahme der  die 
für die Betreuung von Kindern im Alter unter drei Jah­
ren zuständigen obersten Landesbehörde zu berücksich­
tigen. 
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7.2.3 Die Entscheidungen der Bewilligungsbehörde ergehen 
auf der Grundlage der nach Nr. 7.2.1 und 7.2.2 übersand­
ten Votenlisten sowie des VwVfGBbg und der LHO. Lie­
gen die Zuwendungsvoraussetzungen nicht vor oder ste­
hen nicht ausreichend Haushaltsmittel zur Verfügung, er­
teilt die Bewilligungsbehörde einen ablehnenden Be­
scheid. 

7.2.4 Bei Anträgen auf Förderung von Investitionen in Ange­
bote der Kindertagespflege entscheiden die örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach den von ihnen 
festgelegten Kriterien und bestätigen, dass die Zuwen­
dungsvoraussetzungen nach dieser Richtlinie gegeben 
sind. Eine Weiterleitung der Anträge der Tagespflegeper­
sonen an die ILB erfolgt nicht, vielmehr reicht der örtli­
che Träger der öffentlichen Jugendhilfe, eine listenmäßi­
ge Aufstellung mit den Namen und Anschriften der zu 
fördernden Tagespflegepersonen, der Anzahl der zusätz­
lich zu schaffenden Betreuungsplätze für Kinder unter 
drei Jahren sowie den jeweiligen Zuwendungsbeträgen 
bei der ILB ein. 

Sind die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, 
die Gemeinden oder Ämter Letztempfänger, so geben sie 
in ihrem Antrag die Anzahl der zusätzlich zu schaffen­
den Betreuungsplätze für Kinder unter drei Jahren sowie 
die jeweiligen Zuwendungsbeträge an. Die örtlichen Trä­
ger der öffentlichen Jugendhilfe leiten, soweit sie nicht 
selbst Letztempfänger sind, die Förderung als Zwischen­
empfänger an die Letztempfänger weiter. 

7.2.5 Finanzierungszusicherung 
Die Bewilligungsbehörde kann den Antragstellern vorab 
eine Finanzierungszusicherung gemäß § 1 VwVfG Bbg 
in Verbindung mit § 38 Abs. 1 VwVfG erteilen. 

7.3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 

7.3.1 Die Auszahlung der Zuwendung in Form von Zuweisun­
gen/Zuschüssen an den Zuwendungsempfänger erfolgt 
entsprechend der Nr. 1.4 der ANBest-G/Nr. 1.4 ANBest-P 
(VV/VVG zu § 44 LHO). Die Mittelabrufe sind mit den 
entsprechenden Nachweisen der ILB zu übergeben. 

7.3.2 Sind im Maßnahmevollzug Minderausgaben eingetreten, 
verringert sich die Zuwendung dementsprechend. Ein letz­

ter Teilbetrag von fünf Prozent der Gesamtzuwendung 
soll erst ausgezahlt werden, wenn der Zuwendungsemp­
fänger den Verwendungsnachweis vollständig und prüf­
fähig vorgelegt hat. 

7.4 Verwendungsnachweisverfahren 

7.4.1 Der Zuwendungsempfänger erbringt gegenüber der ILB 
innerhalb von 6 Monaten nach Abschluss der Maßnah­
me, den Verwendungsnachweis. Dieser hat neben den in 
den ANBest-G Nr. 7 oder ANBest-P Nr. 6 (VV/VVG zu 
§ 44 LHO) geforderten Angaben auch die Namen und 
Anschriften der begünstigten Tagespflegepersonen und 
Einrichtungen sowie die Zahl der zusätzlich geschaffe­
nen Plätze für die Betreuung von Kindern bis zum voll­
endeten dritten Lebensjahr zu enthalten. 

7.4.2 Jeder Zuwendungsempfänger hat zu bescheinigen, dass 
die gewährten Zuwendungen zweckentsprechend, wirt­
schaftlich und sparsam verwendet wurden. 

7.5 Zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf­
hebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde­
rung der gewährten Zuwendung gilt die VV zu § 44 
LHO, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abweichun­
gen zugelassen worden sind. 

8. Geltungsdauer 

Diese Förderrichtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2015 in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2018. 

Potsdam, den 5. März 2015 

Der Minister für Bildung, Jugend und Sport 
des Landes Brandenburg 

Günter Baaske 
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